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Betrifft: Stellungnahme zur Novell i erung betreffend Neurege Igung des 

Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen 

Der Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen begrüßt die Novell ierung des § 106a 
UOG, ja sie erscheint ihm unerläßlich, da sich diese Bestimmung als vollkommen 
ungeeignet erwiesen hat, um ihren Normzweck - Diskriminierungen von Frauen im 
Wissenschaftsbetrieb entgegenzuwirken - zu erfüllen. Im Hinbl ick darauf, daß im 
vor liegenden Entwurf vi el e der umfassenderen ReformvorschI äge der (i nsbes. Li nzer 
und Wi ener) Arbeitskreise nicht aufgenommen wurden, kann bei seiner Verabschi edung 
nur von der Verwirklichung der unverzichtbaren Minimalforderungen gesprochen 
werden. Da sogar an dieser "Minimalvariante" Kritik geübt wird (vgl. Standard 
25.126.7.1992 u. 12.8.1992), so 11 anhand weni ger Punkte dargeste IIt werden, we I che 
Bedeutung ihr zukommt. 

1) VERFASSUNGSBESTIMMUNG 

Die im Abs. 2 des Entwurfes vorgesehene Verfassungsbestimmung ist unverzichtbar, 
um die immer wiederkehrenden Diskussionen über den Gehalt des 
Gleichberechtigungsgrundsatzes und damit verbundenen Zweifel an der 
Verfassungs konform i tät von Frauenfördermaß nahmen end li ch verstummen zu lassen. 

Klare Aussagen zur Verfassungskonformität positiver Aktionen für Frauen gibt es 
längst: 

Bereits 1982 hat Österreich mit der Ratifikation der UN-Konvention zur Beseitigung 
jeder Form von Diskriminierung der Frau (BGBI. Nr. 443/1982) die völkerrechtl iche 
Verpf I ichtung übernommen, neben der recht I ichen auch die faktische Gleichstellung der 
Frau mit dem Mann herbeizuführen. Entsprechend dem Gebot zur kompensatorischen 
Sonderstellung der Frau sind die realen Ungleichheiten im gesellschaftlichen und 
sozialen Bereich durch vorübergehende Maßnahmen zugunsten der Frauen effektiv und 
beschleunigt auszugleichen. 

Di e er I äuternden Bemerkungen zu der unter Erfü II ungsvorbeha I t stehenden Konvent i on 
belegen, daß der Gesetzgeber davon ausging, die völkerrechtliche Verpflichtung 
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mit den bestehenden (Verfassungs-)Gesetzen - also insb. mit Art 7 B-VG - erfüllen zu können. 
Vorübergehende Maßnahmen zur beschleunigten Herbeiführung der De-facto-Gleichstellung von Mann 
und Frau - sei es in Form einfacher Gesetze, sei es durch sonstige Maßnahmen - erschienen ihm daher 
glei chhei tskonform. 

Aber auch der Verfassungsger i chtshof hat 1980 kl argeste II t, daß ung le i che Behandl ungen vorübergehend 
sachl ich se in können, wenn sie wenigstens in Richtung einesAbbausvon Unterschi eden wirken (Witwer­
pensionserkenntnisVfSlg 8871 11980). 

Dennoch gibt es bis heute Widerstände gegen das moderne Gleichheitsverständnis, das Regelungen gegen 
tatsächl i che und nicht bloß formal recht I iche Di skr im ini erungen ver I angt. Diese Widerstände treten 
am deutlichsten an den Universitäten zutage. So sind es gerade Universitätslehrer, die sich an der 
forma Irecht lichen I nterpretat ion des Art. 7 B-VG festklammern und aus ihm einzig das Erforderni s der 
"GI ei chheit vor dem Gesetz und Gle ichhei t im Gesetz", nicht aber der "Herste IIung von Gle ichhei t durch 
das Gesetz" herauszulesen bereit sind. In der verfassungsrechtl ichen Literatur versuchen sie die UN­
Konvent ion zur Bese it igung jeder Form von Diskr im inierung der Frauvergessen zu machen, doch sind si e 
umso aktiver, wenn es darum geht, frauenfördernde Maßnahmen zu verhindern. So formierte sich - um 
nur ein Beisp iel aus jüngster Zeit zu nennen - zügigvehementer Widerstand gegen die im Koal itonspapier 
(IV, 4.> vorgesehenen Hab i I i tat i onsst ipend i en für Frauen. Erst nach größ ten po li t ischen Anstrengungen 
und unter Mi thi Ife engagi erter Wi ssenschafter innen konnte di eses Pro j ekt gestartet werden. 

AuchAngriffe gegen das Novell ierungsvorhaben des § 1 06a UOG haben nicht lange auf sich warten lassen. 
Sie gingen sogar soweit, daß ein wichtiger Vertreter der herrschenden Lehre zum 
GI e i chberecht i gungsgrundsatz dem Entwurf vö II ig aus der Luft gegr i ffene Absi chten unterstellte und eine 
überraschende Unkenntni s des Rechts Onsbes. des EG-Rechts) an den Tag I egte (Standard 25.126.7.1992 
u. 12.8.1992>' Die KlarsteIlung Rechts- und Sachkundiger erfolgte zwar prompt: 

1. Frauenfördernde Maßnahmen sind nie als Verzicht auf fachliche Qualifikation verstanden und re­
klam iert worden. Die Entstehungsgeschichte und der recht I iche Kontext der UN-Konvent ion, auf die si ch 
die im Entwurf vorgesehene Verfassungsbest i mmung bezi eht, bewe i sen dies. 

2. Frauenfördernde Maßnahmen sind EG-konform. Die EG-Richtl inie aus dem Jahre 1976 befürwortet 
exp I izit die Zu lässigkei t von Maßnahmen zur Förderung der Chancengl eichhei t von Frauen und Männern. 

Dennoch bestehen berecht i gte Zwe i fe I, ob "pr ivate" R i cht i gste IIungen ausre i chen, di e in der Frauenfrage 
Unbelehrbaren zu überzeugen, wenigstens das Recht zur Kenntnis zu nehmen. Um Kritiker 
frauenfördernder Maßnahmen, insbesondere die einer I iebgewonnenen (zu Lasten der Frauen wirkenden) 
Interpretat ion des GI eichhei tsgrundsatzes verschri ebenen Un ivers itätsl ehrer, zu einem ze itgemäßen 
Rechtsbewußtsein hinzuführen, ist gerade im UOG die Aufnahme einer Verfassungsbestimmung, die 
vorübergehende frauenfördernde Maßnahmen als gleichheitskonform deklariert, von entscheidender 
Bedeutung. Eine gleichberechtigte Stellung von Frauen und Männern an den Universitäten und 
Hochschu len kann nur mit Hi Ife einer klaren Verfassungsbestimmung erreicht werden. 

2) NEUREGELUNG DER AUFSICHTSBESCHWERDE 

Di e Erfahrungen der I etzten Jahre haben bew i esen, daß die ohne aufschi ebende Wirkung ausgestatteten 
Aufsi chtsbeschwerden ins Leere gehen müssen. So werden bspw. beeinspruchte Personalentscheidungen 
von Universitätsorganen häuf ig so raschvollzogen, daß sie auch im Aufsichtswege nicht mehr rückgängig 
gemacht werden können. 

Ein Beispiel soll dieseMisereerläutern: 

An der Linzer Universität hat der AK für Gleichbehandlungsfragen erst kürzlich eine Auf­
sichtsbeschwerde gegen eine Personalentscheidung erhoben, die eine gravierende Verletzung des an der 
betreffenden Fakultät vereinbarten Frauenförderplans darstellte (Der Ausschreibungstext für 2 
Studienassistentlnnenplanstellen war derart auf 2 "Wunschkandidatinnen" zugeschnitten, daß die 
erwünschten Qualifikationen bei niemand anderem vorliegen konnten). Noch bevor der BM für 
Wissenschaft und Forschung von der Aufsichtsbeschwerde in Kenntnis gesetzt werden konnte, wurde 
binnen 3 Arbeitstagen!!! die beeinspruchte Personalentscheidung vollzogen. Da der Vollzug nicht mehr 
rückgängig gemacht werden kann, ist damit erneut eineAufsichtsbeschwerde unterlaufen worden. 
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Grundvoraussetzung dafür, daß Aufsichtsbeschwerden überhaupt als allgemeines Kontroll instrument für 
Persona I entsche i dungen einsetzbar sind, ist deren Ausgesta I tung mit aufsch i ebender Wi rkung. Nur wenn 
sichergeste II t ist, daß Verfahren in un ivers i tären Ko Ilegi a I organen bis zur mi n i ster i e II en Entsche i dung 
ruhen, sind Fehl entscheidungen generell korr igi erbar. Dieses Novell ierungsvorhaben muß Gesetz wer­
den. 

3) STÄRKUNG DER RECHTSPOSITION DER GLEICHBEHANDLUNGSBEAUFTRAGTEN 

Die gegenwärtigen Agitationsmöglichkeiten der Gleichbehandlungsbeauftragten in Sitzungen der 
Koll eg ia lorgane sind äußerst dürft ig. Sowe it dort Personal angel egenhei ten behandelt werden, müssen sie 
zwar gehört werden, eine darüber hinausgehende Beeinf lussung des Sitzungsverlaufs ist ihnen aber nicht 
mögl ich. Als besonders unbefriedigend wird das Fehlen der Antragslegitimation und der Protokoll ierungs­
mögl ichkeit von Aussagen der Komm issionsmitgl ieder angesehen, da die Beschlußprotokolle weder über 
die Argumente der GI eichbehandlungsbeauftragten noch über Reakt ion der Komm i ssi onsm itgl ieder und 
allfällige sonstige frauenfeindliche Äußerungen Aufschluß geben. Die im Entwurf (§ 106a Abs. 4) 
vorgesehene Stärkung der Rechtspos i t ion der GI e i chbehand I ungsbeauftragten ist daher unerläß I ich, um 
die Verfahren in Personal ange I egenhe i ten transparenter und dam i t auch nachprüfbar zu machen. 

Absch I ießend muß noch einmal festgehal ten werden, daß dervorl iegende Novell ierungsentwurf nur di e 
unverzichtbaren Mini malforderungen der Arbeitskrei se für Gleichbehandl ungsfragen verw irkl icht und 
wei tereAbstriche der Intention der Gesetzesnoveil ierung zuwiderlaufen würden. 
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